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 Änderungsantrag 
19.01.2022 

HHA 

Fraktion der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Maßnahmen gegen Armut und Wohnungslosigkeit 
 
Einzelplan  08 Hessisches Ministerium für Soziales und Integration  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  08 06 Freiwillige Transferleistungen 
Buchungskreis: 2795 

 
Förderproduktnummer 
lt. Leistungsplan 

11 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Kommunalisierung sozialer Hilfen 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 23.325,7 +3.250,0 26.575,7 
 Produktabgeltung 23.325,7 +3.250,0 26.575,7 

 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

 
Begründung des Änderungsantrags: 
Schuldnerberatung  
Um den erhöhte Beratungsbedarf der Schuldnerberatungsstellen abdecken zu können, brauchen diese dringend mehr 
Personal. Dies ist nicht über die pandemiebedingten Sonderleistungen abgedeckt. 
Summe: 1.000.000 Euro 
 
Präventionsnetzwerke Kinderarmut 
Die Unterstützung des Landes muss mit der Geburt des Kindes beginnen und bis zum Eintritt in die Berufsausbildung 
reichen. Dafür sollen Netzwerke aufgebaut und etabliert werden, die auf lokaler und regionaler Ebene angesiedelt sind. 
Diese sollen dauerhafte Vernetzungs- und Kooperationsstrukturen von Land, Kommunen, öffentlichen und freien Trägern 
sowie privaten Initiativen beinhalten und eine umfassende Strategie für armutsgefährdete Kinder entwickeln. 
Summe: 250.000 Euro 
 
Programm gegen Obdach- und Wohnungslosigkeit 
Hessen braucht ein Aktionsprogramm gegen Obdach- und Wohnungslosigkeit. Dafür ist ein flächendeckendes Netz von 
Fachstellen zur Vermeidung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit notwendig, sowie eine stärkere Unterstützung der 
Kommunen bei deren Programmen. 
Summe: 2.000.000 Euro 

 
 

  Drucksache 20/7436 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Wiesbaden, 19. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Günter Rudolph 
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